
„Flüchtlingsproblematik an den EU-Außengrenzen“ 
 

Vierter Bericht des Ständigen Ausschusses für öffentliche Verantwortung 
„Flüchtlingsproblematik an den EU-Außengrenzen“  
für die Landessynode 2014 der Evangelischen Kirche im Rheinland 

 

 

Auftrag 

 

Mit Beschluss 22 hatte die Landessynode 2010 gegen das unvermindert anhaltende 
Massensterben der Flüchtlinge, Migrantinnen und Migranten an den streng bewachten 
Südgrenzen der EU protestiert. Die Landessynode hat die Kirchenleitung beauftragt, dafür 
Sorge zu tragen, dass die Thematik in den zuständigen landeskirchlichen Ausschüssen 
kontinuierlich bearbeitet und der Synode jährlich berichtet wird.  
Der StAÖV hat in seiner Sitzung vom 14.10.2013 den folgenden vierten Bericht beschlossen: 
 
A. Forderungen und Erwartungen an die Politik 
 
Nach vier Jahren kontinuierlicher Bearbeitung stellen wir fest: der wachsende 
Migrationsdruck auf die EU-Außengrenzen führt zu einer zunehmend prekären Situation. 
Zusätzlich haben die gegenwärtigen Auseinandersetzungen in Ägypten, Syrien und der 
gesamten Region sowie die Destabilisierung ganzer Gesellschaften im Verlauf des 
„arabischen Frühlings“ zu einem dramatischen Anstieg von Flüchtlingen geführt, zugleich 
aber auch die Fluchtwege nach Europa reduziert. Die Praxis der EU und ihrer 
Mitgliedstaaten einschließlich der Bundesrepublik Deutschland offenbart viele Mängel eines 
an den Menschenrechten orientierten Schutzes von Migrantinnen und Migranten und 
Flüchtlingen, die sich in ihrer Not nicht mehr anders zu helfen wissen, als in einem fremden 
Land um Asyl zu bitten. Die EU und die Bundesrepublik reagieren darauf mit konsequenter 
Abschottung nach außen. Sie wehren Flüchtlinge systematisch an und vor ihren Grenzen in 
Drittstaaten ab. Zudem lassen sie Länder wie Marokko mit menschenrechtsverletzenden 
Praktiken gewähren. Die Strategien der Abschottung werden immer ausgefeilter und 
technisch aufwändiger.  
 
Weltweit ist die EU-Außengrenze die Grenze mit den meisten toten Flüchtlingen. Dies ist 
skandalös und mit unseren christlichen und humanitären Grundvorstellungen nicht zu 
vereinbaren. 
 
Am 25. Mai 2014 finden die Wahlen zum Europäischen Parlament statt. In diesem 
Zusammenhang fordern wir alle Parteien und Politikerinnen und Politiker auf allen politischen 
Ebenen auf, diesen humanitären Notstand endlich klar zu benennen und ihm offensiv und 
humanitär zu begegnen. 
 
Wir erwarten zur grundlegenden Veränderung der Lage die Entwicklung einer 
verantwortlichen und solidarischen Integrations- und Einwanderungspolitik. 
 
Eine Aufnahme von 100.000 syrischen Flüchtlingen wäre im Blick auf die dramatische 
Situation in Syrien und den Nachbarländern unserer Wirtschaftskraft und unserer 
Verantwortung angemessen  
 
Die bisher anvisierten 5000 Flüchtlinge sind nicht mehr als ein unzureichender Schritt in die 
richtige Richtung. Die dramatische Situation in Nordafrika und im Vorderen Orient fordert uns 
zu höheren Aufnahmezahlen heraus.  
Angesichts der humanitären Katastrophe in Syrien, verursacht durch den Bürgerkrieg, ist es 
eine Verpflichtung, die Not der in den Nachbarstaaten Syriens schon gestrandeten über 2 
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Mio. (Stand Anfang September 2013) und die 8.000 täglich fliehenden Menschen durch 
finanzielle Leistungen zu mildern. Syrische Flüchtlinge sind großzügig in Deutschland 
aufzunehmen. 40.000 Personen aus Syrien leben bereits in Deutschland. Für 5000 weitere 
schutzbedürftige Personen ist die Aufnahme in Deutschland vorgesehen. Einige 
Bundesländer werden über das Kontingent hinaus im Wege der Familienzusammenführung 
Syrer aufnehmen. Zu fordern ist auch ein schneller und unbürokratisch organisierter 
Familiennachzug, der nicht wie gegenwärtig an unerfüllbaren Verpflichtungserklärungen 
scheitert.  
 
Wir bitten die politisch Verantwortlichen im Bund und in den Bundesländern, Kreisen und 
Kommunen leidenschaftlich für eine Willkommenskultur gegenüber Menschen, die bei uns 
Zuflucht suchen, einzutreten und diese gemeinsam mit Kirchen und anderen Kräften der 
Zivilgesellschaft zu gestalten.  
 
 
B. Zum aktuellen Hintergrund 
 
Nach Angaben des UNHCR ist die Zahl der Flüchtlinge weltweit im Jahre 2012 auf über 45 
Millionen gestiegen. Das ist der höchste Wert seit 1994. Grund für diese Entwicklung sind 
vor allem bewaffnete Konflikte wie der Bürgerkrieg in Syrien. Mit 81 % hält sich die Mehrheit 
der Flüchtlinge in Entwicklungsländern auf. Nur ein kleiner Teil gelangt nach Europa. Die 
Migration aus Zentralafrika durch die Wüste Sahara Richtung Nordafrika, um nach Europa zu 
gelangen, hat im letzten Jahr deutlich zugenommen. Im ersten Halbjahr 2012 flohen 4019 
Menschen nach Italien. Im Zeitraum von Januar bis August 2013 waren es nach Angaben 
des italienischen Innenministeriums bereits 20546 Flüchtlinge allein in Italien.  
Auch die Zahl der Bootsflüchtlinge ist deutlich angestiegen. Die Zahl der im Mittelmeer 
gestorbenen Flüchtlinge hat dementsprechend zugenommen.  
 
Gemeinsames Europäisches Asylsystem( GEAS) 
 
Der Rat der EU und das Europäische Parlament haben im Juni 2013 mit einem „ Asyl-Paket“ 
ein gegenüber dem früheren Zustand teilweise verbessertes „Gemeinsames Europäisches 
Asylsystem“ (GEAS) beschlossen. Hierzu gehören die Neufassungen der Aufnahmerichtlinie, 
der Asylverfahrensrichtlinie und der EU-Dublin-III-Verordnung, die die die Zuständigkeit der 
Mitgliedstaaten zum Asylverfahren regelt. Die Kirchen und zivilgesellschaftlichen 
Organisationen sind aufgerufen, die Umsetzung des GEAS kritisch zu beobachten und dabei 
den UNHCR einzubeziehen. 
 
Zwar enthalten diese Neuregelungen substantielle Verbesserungen für Flüchtlinge, dennoch 
sind die Forderungen der Kirchen und anderer Nichtregierungsorganisationen nicht 
berücksichtigt worden wie: 
 

- keine aufschiebende Wirkung der Klagen von unbegleiteten Minderjährigen und  
- Folteropfern bei beschleunigten Verfahren, wie von der Kommission der EU 

vorgeschlagen, 
- weiterhin keine gleichen EU-weiten Schutzstandards, Verfahren und 

Aufnahmebedingungen wie Fälle aus Griechenland, Ungarn oder Malta belegen, 
- keine Lastenverteilung aus dem Gedanken der Solidarität der EU-Staaten 

untereinander bei der neuen Dublin-III-Verordnung: Es verbleibt bezüglich der 
Entscheidung über einen Asylantrag und auch über einen Antrag auf subsidiären 
Schutz regelmäßig bei der Zuständigkeit der Staaten an den Grenzen der EU, wo die 
Menschen erstmals EU-Territorium erreichen. 

 
Noch in diesem Jahr wird das neue Europäische Grenzkontrollsystem (Eurosur) seine Arbeit 
aufnehmen. Vermehrt werden zur Koordination der Grenzüberwachung Satellitentechnik und 
Überwachungsdrohnen eingesetzt.  
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Die auch von Kirchen angemahnte Forderung des Europäischen Parlaments, die Pflicht zur 
Seenotrettung in die Verordnung aufzunehmen, wurde nicht akzeptiert. Dies zeigt einmal 
mehr den fehlenden Willen etlicher EU-Staaten, humanitäre Gesichtspunkte zum Leitmotiv 
im Umgang mit Migration zu machen.  
 
Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat in mehreren Verfahren die Rechte von 
Flüchtlingen gestärkt. Der Gerichtshof der Europäischen Union hat im September 2012 in 
einem Grundsatzurteil den Anspruch auf Schutz vor religiöser Verfolgung deutlich weiter 
ausgelegt, als dies bisher in Deutschland der Fall war. Denn eine Trennung zwischen dem 
„forum internum“ und dem „forum externum“, also privatem und öffentlichem Bereich der 
Religionsfreiheit, sei für das Vorliegen einer religiösen Verfolgung nicht erheblich.  
 
 
C.1 Das Beispiel Marokko 
 
Die Situation für Flüchtlinge in Marokko hat sich seit Anfang des Jahres deutlich 
verschlechtert. In 2012 sollen mehr als 31.000 Flüchtlinge durch die Sicherheitskräfte 
festgenommen worden sein. Man muss davon ausgehen, dass fast alle in der Wüste 
ausgesetzt wurden. 
Die Aussetzungen in der Wüste sind grausam. Die Flüchtlinge werden einzeln, auch im 
Winter, wenn es dort um 0° Celsius ist, nachts ausgesetzt, nachdem man ihnen vor allem 
Handys, Ess- und Trinkbares und die Schuhe weggenommen hat. Frauen, die heute ein Kind 
geboren haben, erleiden mit dem Baby am nächsten Tag das gleiche Schicksal. Teilweise 
werden die Abzuschiebenden noch mit Waffengewalt nach Algerien getrieben. All dies 
geschieht in der Hoffnung, dass sie sich verirren oder wegen der Fußverletzungen ihren 
Rückweg abbrechen müssen, was in beiden Fällen den sicheren Tod bedeutet. Der 2011 
vom marokkanischen König eingesetzte Menschenrechtsrat (Conseil national des droits de 
l`Homme) hat im September 2013 in sehr umfassenden Forderungen und Empfehlungen für 
einen radikalen Wandel in der Asyl- und Einwanderungspolititik des Landes plädiert. 
 
Infolge der Abschottungsstrategie der EU (Grenzschutzagentur Frontex, EUROSUR) 
erstaunt es nicht, dass es seit Anfang des Jahres mindestens 28 Mal einen Massenansturm 
von Flüchtlingen auf den Zaun der spanischen Exklave in Nordafrika von Melilla gegeben hat 
(bis Juli 2013) mit insgesamt etwa 4000 Flüchtlingen. Neben der Abschottungsstrategie 
verfolgt die EU Vereinbarungen im Rahmen der neuen europäischen Politik der 
Partnerschaft (Europäische Nachbarschaftspolitik). So ist am 7.Juni 2013 die „Gemeinsame 
Erklärung zur Gründung einer Mobilitätspartnerschaft zwischen dem Königreich Marokko, 
der Europäischen Union und ihren Mitgliedsländern“ von Marokko, der EU und den 
Mitgliedsländern unterschrieben worden. In einem gewissen Umfang werden für Marokkaner 
Reiseerleichterungen geschaffen, während die Migration aus Afrika schwerpunktmäßig unter 
Sicherheitsgesichtspunkten kriminalisiert wird. Es bleibt das Ziel der EU, Afrikaner, die über 
Marokko nach Europa eingereist sind, nach Marokko abzuschieben. Ein ähnlicher Vertrag ist 
mit Tunesien vorgesehen. 
 
 
C.2 Das Beispiel Türkei 
 
Die Türkei ist das wichtigste Transitland für Flüchtlinge und innerhalb weniger Jahre zum 
Land mit der zehntgrößten Anzahl von Flüchtlingen geworden. Neben dem Seeweg ist die 
Grenze zwischen Griechenland und der Türkei eine der zentralen Fluchtrouten. Entlang des 
Grenzflusses Evros ist ein kilometerlanger und meterhoher Zaun errichtet worden, um – gut 
von der Grenzschutzagentur Frontex bewacht – Flüchtlinge vom Übertritt nach Europa 
abzuhalten. Wegen der neuen Grenzsicherung haben die Grenzübertritte rapide 
abgenommen. Ein Ziel der europäischen Türkeipolitik ist zudem, zu erreichen, dass die 
Regierung in Ankara eine Weiterflucht nach Westen verhindert. Die Türkei selbst nimmt 
jedoch außereuropäische Flüchtlinge nicht dauerhaft auf.  
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Zur Zeit ist die Situation besonders angespannt durch die mehr als 500 000 syrischen 
Flüchtlinge im Südosten der Türkei (Stand September 2013). Viele Tausende schlagen sich 
bis in den Westen der Türkei durch. In Istanbul sind sowohl NGOs als auch die Kirchen in 
der Arbeit mit Flüchtlingen engagiert. Die Evangelische Gemeinde deutscher Sprache bildet 
mit anderen Kirchen ein Netzwerk für Flüchtlinge in einem Flüchtlingsprojekt. 
 

D. Handlungsempfehlungen für die Kirche 

Impulse und Handlungsempfehlungen sollen helfen, die Flüchtlings-problematik an den EU-
Außengrenzen in der Evangelischen Kirche im Rheinland auf den Ebenen der Gemeinden, 
der Kirchenkreise, der Landeskirche und der EKD verstärkt bewusst zu machen. Sie greifen 
die Empfehlungen der letzten Berichte auf und führen sie weiter. Hier sei besonders 
verwiesen auf die Marokko-Kiste des GMÖ, die beim GMÖ, dem Kirchenkreis Jülich und der 
Landeskirche ausgeliehen werden kann. Sie enthält viele Informationen, 
Gottesdienstentwürfe, Filme, Arbeitsmaterial, einen Unterrichtsentwurf, etc. 

 
Weiteres Arbeits- und Informationsmaterial ist im Dezernat III.1 des Landeskirchenamtes 
erhältlich, z.B. 

- Entwürfe und Vorschläge für besondere Gottesdienste im Kontext des jährlichen 
Gedenktages für Flüchtlinge (20. Juni) oder des Tages der Menschenrechte am 10. 
Dezember, oder zur Eröffnung der Interkulturellen Woche (27.September 2014) bzw. 
zum Tag des Flüchtlings (30.September) 

- Wanderausstellung „Flüchtlinge an den EU-Außengrenzen“  
 
Empfehlungen auf der Ebene der Gemeinden z.B. 

- Öffentlichkeitsarbeit über Gemeindebriefe und die Internetseiten der Gemeinden, 
- Verbindung der Flüchtlingsarbeit mit der Partnerschaftsarbeit, 
- Vernetzung und Zusammenarbeit mit anderen kirchlichen und nichtkirchlichen 

Gruppen und Organisationen in der Kommune/ im Kirchenkreis, die die Thematik 
aktiv bearbeiten. 

- Gottesdienste mit ökumenischen Partnern/ Gemeinden anderer Sprache und 
Herkunft zu der Thematik 

 
Auf der Ebene der Kirchenkreise z.B. 
- Veranstaltungen mit den Landtags-, Bundestags- und Europaabgeordneten zur 

Flüchtlingsthematik zum Beispiel am Gedenktag für Flüchtlinge (20. Juni) oder im 
Rahmen der Interkulturellen Woche, 

- Veranstaltungen mit den zur Wahl stehenden Kandidatinnen und Kandidaten für das 
Europäische Parlament im Vorfeld der Wahlen am 25. Mai 2014 und/oder 
Veranstaltungen mit den neu in den Bundestag gewählten Abgeordneten, 

- Durchführung von zentralen Gottesdiensten und/oder Veranstaltungen im 
Kirchenkreis am Gedenktag für Flüchtlinge (20. Juni), am Tag der Menschenrechte 
(10. Dezember), am Tag des Flüchtlings (30. September), 

- Verbindung der Flüchtlingsarbeit mit der Partnerschaftsarbeit in den Kirchenkreisen 
und Kirchengemeinden. 

 
  Auf der Ebene der Landeskirche z.B. 

- Beteiligung an den europäischen Asylrechtskonferenzen, und Vernetzung mit 
anderen kirchlichen und nichtkirchlichen Organisationen, 

- Weiterentwicklung der Zusammenarbeit mit anderen Landeskirchen und 
ökumenischen Partnern im Freiwilligenprojekt „Grenzerfahrung“ (EKBO, Waldenser), 

- Planung und Durchführung einer Veranstaltung mit Kandidatinnen und Kandidaten 
zum Europaparlament im Frühjahr 2014,  
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- Erstellung eines Newsletters zur Situation an den EU-Außengrenzen, ggf. in 
Zusammenarbeit mit anderen NGO`s (z.B. borderline europe), 

- Erstellung von Materialbausteinen für Gemeindebriefe und Homepages der 
Gemeinden und Herausgabe weiterer entsprechender Texte; Material für 
Gottesdienste und Veranstaltungen, 

- Materialhefte zum Gedenktag der Flüchtlinge (20. Juni) und zum Tag der 
Menschenrechte (10. Dezember) werden allen Kirchengemeinden zur Verfügung 
gestellt, 

- Erstellung einer Liste von möglichen Partnerorganisationen in den Kirchengemeinden 
und Kirchenkreisen, 

- Hintergrundgespräche mit Fachpolitikerinnen und –politikern, sowie Richtern. 
 


